Auszug aus

Denkschrift 2018

s& zur Haushalts- und Wirtschaftstuhrung
des Landes Baden-Wiirttemberg

Beitrag Nr. 9

Zuschusse fur den Einsatz und die Weiterbil-
dung von Dorthelferinnen und Betriebshel-
fern/Betriebshelferinnen

d

“Hef mws
/3_—;?

_u_L

Baden-Wiirttemberg

RECHNUNGSHOF



Zuschusse fur den Einsatz und die Weiterbildung
von Dorfhelferinnen und Betriebshelfern/
Betriebshelferinnen (Kapitel 0803)

Die Forderung landwirtschaftlicher Betriebe und Haushalte hat massiv
an Bedeutung verloren. Die Zielgruppen fiir den Einsatz von Dorfhelfe-
rinnen haben sich grundlegend verschoben.

Das Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucherschutz sollte die
Foérderung grundsatzlich Uberprifen. Jedenfalls sollte es keine Weiter-
bildungsmaRnahmen mehr férdern, die sich lediglich auf Einsatze in
privaten Haushalten beziehen.

Das Einsparvolumen betragt fur die gesamte Forderung jéahrlich
410.000 Euro. Davon entfallen 240.000 Euro auf Weiterbildungsmalf-
nahmen ausschliel3lich fur Einsétze in privaten Haushalten.

1 Ausgangslage

1.1 Fordertatbestande fir den Einsatz von Dorfhelferinnen und
Betriebshelfern/Betriebshelferinnen

Der Einsatz einer Dorfhelferin, eines Betriebshelfers oder einer Betriebshel-
ferin wird gefdrdert, wenn in einem landwirtschaftlichen Betrieb oder Haus-
halt eine Hauptarbeitskraft infolge von Tod, Unfall oder Krankheit ausfallt.
Dadurch sollen Notlagen Uberbriickt werden.

Die Kosten fiir Einsatze erstattet in der Regel die landwirtschaftliche Sozial-
versicherung. Deren Kostenzusage umfasst einen befristeten Zeitraum.
Wenn der Zeitraum fiir die Kostenzusage abgelaufen ist, kbnnen bei Bedarf
die Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen fiir den weiteren Ein-
satz ihrer Fachkréfte eine Férderung des Ministeriums fir Landlichen Raum
und Verbraucherschutz in Anspruch nehmen. Dabei gilt eine Prosperitats-
grenze von 60.000 Euro (bei Ledigen 50.000 Euro). Diese Forderung ist
historisch gewachsen und seit 1972 in 8 14 des Landwirtschafts- und Lan-
deskulturgesetzes (LLG)" geregelt. Die dazu ergangene Verwaltungsvor-
schrift? nennt neun anerkannte tibergebietliche Einrichtungen, die einen
Rechtsanspruch haben, geférdert zu werden.

Neben dem Ministerium fiir Landlichen Raum und Verbraucherschutz fordert
auch das Sozialministerium Dorfhelferinneneinrichtungen.

Die Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen haben ihre Einsatzbe-
reiche im Laufe der Zeit auf private Haushalte erweitert. Sie erbringen hier-

Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14. Marz 1972, zuletzt geandert am 23.
Februar 2017, Gesetzblatt 2017, Seite 99. Einzelheiten sind in der Verwaltungsvorschrift
zur Forderung der Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen geregelt.
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz zur
Forderung der Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen vom 10. Juni 2016 - Az.:
29-8451.00 -, GABI. 2016, Seite 551.
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bei die gleichen Leistungen wie andere Familienpflege- und Dorfhilfedienste,
die im landlichen und stadtischen Bereich tatig sind.

1.2 Fordertatbestand fur die Weiterbildung der Einsatzkrafte

Weiterbildungsmaflinahmen fiir Einsatzkréafte von Dorfhelferinnen- und Be-
triebshelfereinrichtungen fordert bisher ausschlie3lich das Ministerium fir
Landlichen Raum und Verbraucherschutz. Weder das Sozialministerium
noch die Sozialversicherungstrager beteiligen sich an den Weiterbildungs-
kosten.

1.3 Fruhere Prufung und Ziel der aktuellen Prifung

Die Forderung von Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen wurde
bereits 2005 gepriift. Dabei hatte sich gezeigt, dass sich die Férdermittel fur
Einsatze gegenlber denen fir die Weiterbildung erheblich verringert hatten.
Obwohl die Einsatzkrafte tiberwiegend in privaten Haushalten ohne land-
wirtschaftlichen Bezug eingesetzt waren, wurde die Weiterbildung aus-
schlie3lich Gber das Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucher-
schutz finanziert.

Mit der aktuellen Prifung wurden die Haushaltsjahre 2013 bis 2015 betrach-
tet. Soweit Daten fuir 2016 vorlagen, wurden sie einbezogen. Im Vorder-
grund stand die Frage, ob die Férderung noch zweckmafig ist.

2 Prufungsergebnisse

2.1 Entwicklung der Fordermittel

Die gesamten jahrlichen Fordermittel fiir die Einsatze und die Weiterbildun-
gen von Dorfhelferinnen und Betriebshelfern/Betriebshelferinnen betrugen
1995 noch 2,1 Mio. Euro. Von 1999 bis 2016 verringerten sie sich von

1,3 Mio. Euro auf 410.000 Euro.

Seit 1999 reduzierten sich die Férdermittel fur Einséatze um fast 90 Prozent
von 870.000 Euro auf 90.000 Euro. Dagegen sind die Férdermittel fiir Wei-
terbildungen nur relativ gering von 430.000 Euro auf 320.000 Euro gesun-
ken.
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Abbildung: Entwicklung der Férdermittel getrennt nach Einsatzen und Wei-
terbildungen 1999 bis 2016 (in Euro)
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2.2 Einsatze

2.2.1 Forderumfang bei landwirtschaftlichen Betrieben und
Haushalten

Von 2013 bis 2015 forderte das Ministerium fiir LAndlichen Raum und Ver-
braucherschutz insgesamt 66 Einsétze.

Die Fordermittel entfallen fast ausschlie3lich auf Einséatze in landwirtschaftli-
chen Betrieben. Lediglich zwei Einsétze in landwirtschaftlichen Haushalten
wurden gefordert.

Grund fur die Reduzierung ist u. a., dass die Anzahl der landwirtschaftlichen
Betriebe immer weiter zurtickgeht und kleine Familienbetriebe aufgeben.
Wahrend 1995 noch tiber 96.000 landwirtschaftliche Betriebe existierten,
war die Zahl 2016 auf etwa 40.000 zurtickgegangen. Die verbleibenden
Betriebe werden immer gréer und tberschreiten die Prosperitatsgrenze.
Zudem spezialisieren sich GroRbetriebe immer starker. Sie bendtigen bei
Einsétzen eher Spezialkréfte an Stelle der klassischen Einsatzkréafte, die die
Einrichtungen bereithalten.

Die Forderung der Einsatze hat daher deutlich an Bedeutung verloren.

2.2.2 Einsatzbereiche

Weil die Einsatze in landwirtschaftlichen Betrieben stark zuriickgegangen
sind, haben die Dorfhelferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen ihr Ein-
satzspektrum im Laufe der Zeit auf private Haushalte (landliche und stadti-
sche Haushalte ohne landwirtschaftlichen Betrieb) erweitert. Diese Leistun-
gen werden anschlieRend mit den gesetzlichen beziehungsweise privaten
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Krankenkassen der Einsatzfamilien oder mit den Jugendamtern (Jugendhil-
fe) abgerechnet.

Von 1999 bis 2015 ist der Anteil aller Einsatze der Einrichtungen fiir solche
aufl3erhalb der Landwirtschaft von 31 Prozent auf 60 Prozent gestiegen.
Einsatze finden heute Giberwiegend in privaten Haushalten statt. Insbeson-
dere Dorfhelferinnen werden fast ausschlielich nur noch in privaten Haus-
halten eingesetzt. Seitens des Ministeriums fir Landlichen Raum und Ver-
braucherschutz wurden 2015 nur Einséatze von finf der neun anerkannten
Uberbetrieblichen Einrichtungen gefordert. Dies entsprach lediglich

0,2 Prozent der Einsatzstunden aller geférderten Einrichtungen.

2.2.3  Notlagenuberbrickung in landwirtschaftlichen Betrieben und
Haushalten durch das Ministerium flr Landlichen Raum und
Verbraucherschutz

Die landwirtschaftliche Sozialversicherung erbringt eine befristete Versiche-
rungsleistung. Diese soll eine voriibergehende Notsituation zeitlich begrenzt
Uberbricken.

Eine anschlieRende Férderung durch das Ministerium fur Landlichen Raum
und Verbraucherschutz erfolgt nur fiir die zur ordnungsgemafRen Weiterfiih-
rung des Betriebs beziehungsweise Haushalts unbedingt erforderliche Zeit.

Einsatze, die langer als 30 Tage dauern, kénnen nur in Ausnahmefallen bei
besonderer Notlage gefoérdert werden. In 26 der 66 vom Ministerium gefor-
derten Falle wurde eine besondere Notlage angenommen. Auf diese Einsat-
ze entfielen fast 70 Prozent der Férdermittel. Bisher fehlten jedoch Kriterien,
nach denen eine besondere Notlage bzw. Ausnahmefalle und ein unbedingt
erforderlicher Uberbriickungszeitraum beruicksichtigt werden kann.

2.2.4  Forderung von Einséatzen durch das Ministerium fur Soziales
und Integration

Das Sozialministerium férdert MaBnahmen zur Versorgung im Vorfeld und
Umfeld der Pflegebedurftigkeit sowie MalRnahmen der Familienpflege und
Dorfhilfe.® Gefordert werden Trager von entsprechenden Diensten unabhan-
gig davon, ob sie im landlichen Raum oder im stadtischen Bereich tatig sind.

Fr 2015 wurden u. a. fir vier Dorfhelferinneneinrichtungen Zuschiisse von
600.000 Euro ausbezahlt. Die fir dieselben Einrichtungen vom Ministerium
fur Landlichen Raum und Verbraucherschutz gewahrten Férdermittel von
14.000 Euro fallen demgegeniiber nicht ins Gewicht.

Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums zur Férderung der ambulanten Hilfen (VwV-
Ambulante Hilfen) vom 22. Dezember 2011, Az.:34-5033-1.4, GABI. 2012, Seite 29.
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2.3  Weiterbildung

23.1 Forderumfang

Die Fordermittel fur Weiterbildungsmafinahmen fiir Einsatzkrafte von Dorf-
helferinnen- und Betriebshelfereinrichtungen betrugen 2013 bis 2016 durch-
schnittlich 310.000 Euro je Jahr.

Der hohe Forderumfang fur Weiterbildungsmaf3nahmen steht im Wider-
spruch zur geringen Férderung von Einsatzen in landwirtschaftlichen Betrie-
ben und landwirtschaftlichen Haushalten von nur durchschnittlich

120.000 Euro je Jahr.

2.3.2  WeiterbildungsmalRnahmen

Weiterbildungsmafinahmen sind meist nicht speziell auf den Einsatz in der
Landwirtschaft ausgerichtet. Vielmehr betreffen sie hauptsachlich Einsatze
in privaten Haushalten.

2013 bis 2015 entfallen im Durchschnitt etwa 240.000 Euro auf Weiterbil-
dungsmafinahmen, die allgemein Einsatze in Haushalten wie beispielsweise
die Familienpflege und die hausliche Pflege betreffen. Insbesondere bei
Dorfhelferinnen werden WeiterbildungsmaflRnahmen unabhangig davon ge-
fordert, ob sie in landwirtschaftlichen oder privaten Haushalten eingesetzt
werden. Beispielsweise entfallen bei einem Dorfhelferinnenwerk im Durch-
schnitt 90 Prozent der Gesamtférderung von jahrlich 130.000 Euro auf die
reine Weiterbildung von etwa 180 Einsatzkraften. Die Einsatzkréfte des
Dorfhelferinnenwerks erbringen jedoch 90 Prozent ihrer Einséatze auf3erhalb
der Landwirtschaft.

Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz ist nach seinem § 1 grund-
satzlich auf die Férderung der Landwirtschaft und nicht auf die Férderung
des landlichen Raums ausgerichtet. Privathaushalte im landlichen Raum
gehdren damit nicht zur Zielgruppe. Zudem werden nach 8§ 8 LLG nur fachli-
che Weiterbildungen fir Tatigkeiten in der Landwirtschaft geférdert. Auf-
grund des hohen Anteils an Einsatzen auRerhalb der Landwirtschaft ist die
Forderung der gesamten WeiterbildungsmalRnahmen nicht mehr durch den
urspringlichen Zweck des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes ge-
deckt.

Das Sozialministerium fordert generell keine Weiterbildungsmaf3nahmen von
Einsatzkraften im Bereich der Familienpflege und Dorfhilfe. Die Trager der
Dienste missen selbst fiir eine angemessene Fort- und Weiterbildung sor-
gen.

Vom Ministerium fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz werden we-
nige Einrichtungen nur deshalb gefordert, weil sie friiher iberwiegend in
landwirtschaftlichen Betrieben und Haushalten tatig waren. Dadurch werden
andere Dienstleister, wie z. B. Familienpflege- und Dorfhilfedienste, gegen-
Uber den vom Ministerium anerkannten Dorfhelferinneneinrichtungen be-
nachteiligt.

99



3 Empfehlungen
3.1 Fdrderanspruch uberpriufen

Da sich die Rahmenbedingungen fir die Férderung grundlegend geéndert
haben, sollte das Ministerium fiir Landlichen Raum und Verbraucherschutz
prufen, ob ein derartiger Férderanspruch noch gerechtfertigt ist.

Zumindest sollte § 14 LLG aktualisiert und nach den originaren Zielen des
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes ausgerichtet werden. Die Férde-
rung sollte ausschlieBlich fir land- und hauswirtschaftliche Einsatze in land-
wirtschaftlichen Betrieben und die hierfir erforderliche spezielle Weiterbil-
dung gewahrt werden.

3.2  Kriterien fur Ausnahmefélle und den Uberbriickungszeitraum
festlegen

Bei fortbestehender Forderung sollte das Ministerium fir Landlichen Raum
und Verbraucherschutz trotz der geringen Fallzahl der Bewilligungsbehérde
Hinweise geben, wie im Einzelfall zwischen einer Notlage und Ausnahmefal-
len, bei denen der Férderzeitraum verlangert werden kann, zu unterscheiden
ist.

3.3 Forderung der Weiterbildung fur Einséatze in privaten Haushalten
einstellen

Die Forderung der Weiterbildung fiir Einsatze in privaten Haushalten sollte
eingestellt werden.

Das Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucherschutz sollte die For-
derung fur Einsatze in landwirtschaftlichen Haushalten jedenfalls auf speziel-
le Weiterbildungsthemen fiir diese Haushalte beschrénken. Hierbei sollte auf
eine bedarfsgerechte Anzahl an fortzubildenden Einsatzkraften geachtet
werden.

4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucherschutz teilt mit, es
habe mit der neuen Verwaltungsvorschrift zur Férderung der Dorfhelferin-
nen- und Betriebshelfereinrichtungen vom Juni 2016 die Anforderungen des
EU-Beihilferechts zusammen mit den Empfehlungen des Rechnungshofs im
Wesentlichen umgesetzt. Das Themenspektrum fir forderfahige Weiterbil-
dungen sei an die speziellen Belange der landwirtschaftlichen Haushalte
und Betriebe angepasst worden.

Das Ministerium strebe zudem an, das Landwirtschafts- und Landeskultur-
gesetz im Sinne der Empfehlungen des Rechnungshofs zu aktualisieren.
Dadurch solle kiinftig ein Rechtsanspruch auf Férderung nur noch dem
Grunde und nicht der H6he nach gesetzlich begriindet sein.
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Die Forderung des Rechnungshofs, fiir Ausnahmefalle und den Uberbrii-
ckungszeitraum Kriterien festzulegen, lehnt das Ministerium ab. Das Vorlie-
gen eines Notfalls und eines besonderen Notfalls beziehungsweise von
Ausnahmefallen kénne nur vor Ort und im Einzelfall entschieden werden.

5 Schlussbemerkung

Sollte die Forderung als solche nicht abgeschafft oder als institutionelle For-
derung weitergefuhrt werden, ist jedenfalls die Férderung der Weiterbildung
fur Einsatze in privaten Haushalten einzustellen.

101



	Denkschrift 2018
	Denkschrift 2018
	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2017
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Flüchtlingsaufnahme in Baden-Württemberg (Landtagsdrucksache 16/3311)
	2.2 Stiftung Naturschutzfonds (Landtagsdrucksache 16/4150)
	2.3 Geplanter Neubau der Justizvollzugsanstalt Rottweil (Landtagsdrucksache 16/4250)
	2.4 Ressourcensteuerung und Konsolidierungsmöglichkeiten im Lehrkräftebereich

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2016
	2 Haushaltsrechnung 2016
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2015 und 2016 nach Ausgabearten
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2016
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Entwicklung der Einnahmen 2008 bis 2017
	1.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben
	1.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen
	1.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungseinnahmen
	1.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	1.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	1.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Entwicklung der Ausgaben 2008 bis 2017
	2.1 Personalausgaben
	2.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst
	2.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.4  Baumaßnahmen
	2.5 Sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.6 Besondere Finanzierungsausgaben

	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Entwicklung der Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2015 und 2016

	2 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	3 Rücklagen und Sondervermögen
	4 Entwicklung der Jahresergebnisse
	1 Ausgangslage
	2 Zulässige Kreditaufnahme und Kontrollkonto zwischen 2013 und 2016
	3 Zulässige Kreditaufnahme 2017
	3.1 Ex-ante- und Ex-post-Betrachtung
	3.2 Umsetzung der Tilgungsverpflichtung im Haushalt 2017
	3.3 Abbau des Sanierungsstaus 2017 - Entnahmen aus der Rücklage für Maßnahmen im Sinne von § 1 Absatz 3 VO zu § 18 Landeshaushaltsordnung
	3.3.1 Staatlicher Hochbau
	3.3.2 Straßenbau
	3.3.2.1 Erhaltung von Landesstraßen
	3.3.2.2 Planung und Bauüberwachung
	3.3.2.3 Zusammenfassung für den Bereich Straßenbau

	3.3.3 Zentren für Psychiatrie


	4 Umsetzung der Tilgungsverpflichtung im Doppelhaushalt 2018/2019
	5 Ausblick
	6 Empfehlungen
	6.1 Umsetzung der Tilgungsverpflichtungen nach der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung dokumentieren
	6.2 Maßnahmen zum Abbau des Sanierungsstaus im Einzelnen nachweisen
	6.3 Deckungsfähigkeiten im Straßenbau eingrenzen

	7 Stellungnahmen der Ministerien
	7.1 Ministerium für Finanzen
	7.2 Ministerium für Verkehr

	8 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Inhalt
	3 Die Vermögensrechnung des Landes im Kontext bundesweiter Entwicklungen
	4 Nutzen und Grenzen der Vermögensrechnung
	5 Prüfungen durch den Rechnungshof
	6 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Profil der Polizeianwärter
	2.2 Profil der Aufstiegsbeamten
	2.3 Kosten der Polizeiausbildungen
	2.3.1 Studium der Polizeikommissaranwärter
	2.3.2 Studium der Aufstiegsbeamten
	2.3.3 Polizeiärztliche Auswahluntersuchung


	3 Empfehlungen
	3.1 Polizeianwärter bedarfs- und eignungsgerecht einstellen
	3.2 Polizeikommissaranwärter schneller qualifizieren
	3.3 Studium der Aufstiegsbeamten straffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeiten bei der Entwicklung und Pflege von Fach-verfahren
	1.2 Prüfung der IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement in Baden-Württemberg
	2.2 Zuständigkeiten für das Fachverfahren MigVIS

	3 Empfehlungen
	3.1 IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement verbessern
	3.2 Zuständigkeiten für MigVIS und das Nachfolgeverfahren festlegen und dokumentieren
	3.3 Übergang der Fachverfahren zur BITBW gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Prüfung der Zuwendungen für Kontrollkosten im ökologischen Landbau
	1.2 Rechtslage
	1.3 Verwendung gestufter Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfungsergebnisse beim Förderprogramm Ökologischer Landbau
	2.2 Kontrollen bei den Erst- und Letztempfängern der übrigen Förderprogramme
	2.3  Beurteilungsmaßstab der Finanzkontrolle über die Kontrollpraxis
	2.4 Bewertung der Kontrollpraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Neue Programme befristen und bei Beginn prüfen
	3.2 Laufende Programme stichprobenhaft prüfen
	3.3 Qualität und Erfolg Vor-Ort prüfen
	3.4 Auf Kleinförderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Fördertatbestände für den Einsatz von Dorfhelferinnen und  Betriebshelfern/Betriebshelferinnen
	1.2 Fördertatbestand für die Weiterbildung der Einsatzkräfte
	1.3 Frühere Prüfung und Ziel der aktuellen Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung der Fördermittel
	2.2 Einsätze
	2.2.1 Förderumfang bei landwirtschaftlichen Betrieben und Haushalten
	2.2.2 Einsatzbereiche
	2.2.3 Notlagenüberbrückung in landwirtschaftlichen Betrieben und Haushalten durch das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
	2.2.4 Förderung von Einsätzen durch das Ministerium für Soziales und Integration

	2.3 Weiterbildung
	2.3.1 Förderumfang
	2.3.2 Weiterbildungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	3.1 Förderanspruch überprüfen
	3.2 Kriterien für Ausnahmefälle und den Überbrückungszeitraum festlegen
	3.3 Förderung der Weiterbildung für Einsätze in privaten Haushalten einstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ungewöhnlich hohe liquide Mittel
	2.2 Ursachen der hohen Liquidität
	2.3 Mögliche Rechtfertigungen der hohen Liquidität
	2.3.1 Liquiditätsreserve
	2.3.2 Nicht vorhersehbare Verzögerungen von Investitionen
	2.3.3 Bestand an Verbindlichkeiten
	2.3.4 Gefahr künftiger Jahresdefizite
	2.3.5 Sanierungsstau und Sicherheit der Investitionsfinanzierung


	3 Empfehlungen
	3.1 Pauschale Investitionsförderung
	3.2 Förderung größerer Investitionen
	3.3 Kreditaufnahmeverbot
	3.4 Derzeit keine Entnahme aus der Sanierungsrücklage erforderlich

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentren für Psychiatrie
	4.2 Sozialministerium
	4.3 Finanzministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einzelne Kommunen kooperieren nicht beim Hochwasserschutz
	2.2 Die Zweckverbände konzentrieren sich auf den technischen Hochwasserschutz

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderung auf kommunale Kooperationen innerhalb eines Gewässereinzugsgebiets konzentrieren
	3.2 Die Wasserbehörden sollten sich bei den Kommunen noch intensiver für die Hochwasserschutzvorsorge einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umsetzung der IT-Neuordnung
	2.2 IT-Dienstleistungen
	2.3 Organisation und IT-Strukturen
	2.4 Ressourceneinsatz für IT
	2.5 Kosten- und Leistungsrechnung für IT
	2.6 IT-Betrieb (Netz, Software-Verteilung und Migration)
	2.6.1 Netze und Firewalls
	2.6.2 IT-Systeme, -Prozesse und -Servicemanagement
	2.6.3 IT-Dokumentationen
	2.6.4 Informationssicherheit

	2.7 Strategische Weiterentwicklung der IT
	2.8 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Kosten- und Leistungsrechnung für IT etablieren
	3.2 Grundlagen für eine verlässliche IT schaffen
	3.3 Strategieprozess zügig abschließen
	3.4 IT-Betrieb optimieren und Migration sorgfältig vorbereiten

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geprüfte und beanstandete Steuerbescheide, Fehlerquote
	2.2 Einkommensteuerfälle
	2.2.1 Fehlerquoten nach Verantwortungsbereichen
	2.2.2 Fehlerquoten nach Veranlagungszeiträumen

	2.3 Fehler im Verantwortungsbereich des Risikomanagementsystems
	2.4 Fehler im Verantwortungsbereich der Bearbeiter
	2.5 Finanzielles Ergebnis
	2.6 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Steuerrecht vereinfachen
	3.2 IT-Unterstützung weiter verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Beiträge an berufsständische Versorgungseinrichtungen als Sonderausgaben
	1.2 Frühere Prüfung und Inhalt der aktuellen Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ansatz der Beiträge zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen
	2.1.1 Beanstandungsquote und Fehlervolumen
	2.1.2 Landesweite finanzielle Bedeutung

	2.2 Ergebnis der Hinweisbearbeitung durch die Finanzämter
	2.3 Dateneingabe für das Programm Leistungsvergleich

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten durch berufsständische Versorgungseinrichtungen elektronisch übermitteln lassen
	3.2 Schulungsmaßnahmen durchführen
	3.3 Ergebnis der Hinweisbearbeitung im Führungsinformations-system darstellen
	Die Kennzahlen in den Standardauswertungen sind Basisdaten zu den Kernkennzahlen Abweichquote und Abweichvolumen in den Zielvereinbarungen. Daher sollte grundsätzlich für alle Hinweise das Ergebnis der Hinweisbearbeitung je Finanzamt leicht auswertbar...
	3.4 Dateneingabe für das Programm Leistungsvergleich  automatisieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Viele Außenanlagen sind in vernachlässigtem Zustand
	2.2 Lebenszykluskosten werden bei der Planung unzureichend berücksichtigt
	2.3 Systematische Kontrollen fehlen
	2.4 Aufgeteilte Zuständigkeiten
	2.5 Der Landesbetrieb Vermögen und Bau überträgt Aufgaben an die Nutzer
	2.6 Technische Einbauten in Außenanlagen sind nicht vollständig erfasst

	3  Empfehlungen
	3.1 Planungen optimieren
	3.2 Kontrollen intensivieren
	3.3 Zuständigkeiten neu regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vermietung von Dach- und Freiflächen an Dritte
	2.2 Wirtschaftlichkeit landeseigener Anlagen
	2.3 Kostenentwicklung und Planung landeseigener Anlagen

	3 Empfehlungen
	3.1 Konzeption zum Ausbau eigener Photovoltaikanlagen entwickeln
	3.2 Photovoltaikanlagen wirtschaftlich planen
	3.3 Fachwissen zu Photovoltaikanlagen konzentrieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anreizförderung wird zum reinen Mitnahmeeffekt
	2.2  Evaluierungen während der Laufzeit der Sonderförderprogramme fehlen
	2.3 Erfolgskontrollen fehlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Modellcharakter beachten
	3.2 Evaluierungen aktiv und regelmäßig durchführen
	3.3 Erfolgskontrolle bei der Förderung einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Abstimmungen bei der Antragsprüfung sind teilweise zeitaufwendig
	2.2 Förderanträge zeigen vereinzelt großzügig veranschlagte Kosten
	2.3 Regelungslücke zur Mitteilungspflicht in den Fördervorschriften

	3 Empfehlungen
	3.1 Auf der Grundlage von Ausschreibungsergebnissen bewilligen
	3.2 Ablauf des Förderverfahrens anpassen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ausbildungsförderung
	2.2 Studentisches Wohnen
	2.3 Verpflegungsbetriebe
	2.4 Soziale Aufgaben
	2.5 Verzicht auf freiwillige Aufgaben
	2.6 Effiziente Strukturen
	2.7 Künftige Finanzierung

	3 Fazit und Empfehlungen
	3.1 Fortsetzung der Wohnheimförderung
	3.2 Einsparungen ohne Auswirkung auf die Studierenden
	3.3 Ergebnisverbesserungen ohne Beitragserhöhung
	3.4 Ergebnisverbesserungen durch Beitragserhöhung

	4 Stellungnahme der Studierendenwerke
	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Satzungen und Organisation
	2.2 Beiträge und Rücklagen
	2.3 Haushaltsplan und Jahresabschluss
	2.4 Ordnungsgemäße Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Veranstaltungen und Bewirtung
	2.6 Beschaffungen und Vergaben
	2.7 Beschäftigung von Personal
	2.8 Status der ehrenamtlich tätigen Studierenden
	2.9 Verhältnis der Studierendenschaft zur Hochschule

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Studierendenschaften
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen
	3.3 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium

	4 Stellungnahmen
	4.1 Landesstudierendenvertretung
	4.2 Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.3 Verband der Hochschulen für angewandte Wissenschaften
	4.4 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Benchmarking vergleichbarer Aufgaben
	2.2 Analyse der Aufbau- und Ablauforganisation
	2.2.1 Dienstreisemanagement
	2.2.2 Personalgewinnung
	2.2.3 Interner Post- und Mailverkehr

	2.3 Innenrevision

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenfelder optimieren und Kapazitäten anpassen
	3.2 Workflows optimieren und Aufgaben zentralisieren
	3.2.1 Dienstreisemanagement effizienter gestalten
	3.2.2 Personalgewinnung effizienter gestalten
	3.2.3 Internen Post- und Mailverkehr optimieren

	3.3 Innenrevision stärken

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse und Empfehlungen
	2.1 Unzureichende Kostenrechnung in der Hochschulambulanz
	2.2 Erlöse der Hochschulambulanzen
	2.3 Vermeidbarer Aufwand durch Überschreitung der Hochschulambulanz-Obergrenzen
	2.4 Potenziale bei ambulanten Operationen
	2.5 Prüfung der Privatambulanzen

	3 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Allgemeine Feststellungen
	2.2 Fehler bei der Bewilligung der Forschungszulagen
	2.2.1 Verfahrensfehler
	2.2.2 Kalkulationsfehler bei der Bemessung der Zulage
	2.2.3 Forschungszulagen nur für Forschungsprojekte
	2.2.4 Forschungszulagen nur aus privaten Drittmitteln
	2.2.5 Forschungszulagen nur für eigene Leistungen

	2.3 Fehler bei der Gewährung von Sonderzahlungen an Tarif-beschäftigte
	2.4 Konsequenzen aus den Prüfungsergebnissen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlung an die Hochschulen
	3.2 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium

	4 Stellungnahme der Hochschulen und des Ministeriums
	4.1 Verband der Hochschulen für angewandte Wissenschaften
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördervolumen und Verteilung nach Förderbereichen
	2.2 Steuerung des wirtschaftlichen Erfolgs der Fördermaßnahmen
	2.2.1 Baden-Württemberg-Effekt
	2.2.2 Tilgungsquote bei Förderdarlehen
	2.2.3 Programmspezifische Steuerungsinstrumente

	2.3 Verfahrensabwicklung
	2.3.1 Verfahrensdauern und offene Bilanzposten
	2.3.2 Gebührenbelastung von Klein- und Kleinstförderungen
	2.3.3 Line-Producer-Förderung
	2.3.4 Kinoförderung

	2.4 Rolle und Finanzierungsbeitrag des Südwestrundfunks

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Fördermittel und ihre Verteilung prüfen
	3.2 Qualität und Höhe des Baden-Württemberg-Effekts steigern
	3.3 Förderstrategie fortentwickeln
	3.4 Steuerungsinstrumente weiterentwickeln
	3.5 Verfahrensdauern und offene Bilanzposten reduzieren
	3.6 Kleinstförderungen vermeiden
	3.7 Kinoförderung evaluieren
	3.8 Finanzierungsbeitrag des Südwestrundfunks erhöhen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	1.1 Struktur der Förderung
	1.2 Prüfungen durch die Finanzkontrolle

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rechtsform
	2.2 Finanzierung
	2.2.1 Eigene Einnahmen
	2.2.2 Förderstruktur

	2.3 Personal
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen
	Denkschrift 2018 - Beitrag Nr. 9.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2018
	Beitrag Nr. 9
	Zuschüsse für den Einsatz und die Weiterbildung von Dorfhelferinnen und Betriebshelfern/Betriebshelferinnen


